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Anlage 6 zum Förderungsvertrag
PARTNERSCHAFTSVEREINBARUNG
über die Zusammenarbeit im Rahmen des Förderprogramms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“
abgeschlossen zwischen
XXXX
(nachfolgend „Projektträger“ genannt)
und
XXXX
XXXX
XXXX
(nachfolgend „Projektpartner“ genannt)
Artikel 1 – Begriffsbestimmungen
Der Partnerschaftsvereinbarung liegen folgende Begriffsbestimmungen zugrunde:
(1) Projektpartner sind alle juristischen Personen, die der Projektpartnerschaft angehören, inklusive Projektträger
(2) Projektträger ist jener Projektpartner, dem die Koordination der Projektpartnerschaft obliegt.
(3) Förderungsvertrag ist der zwischen dem Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung und der Projektpartnerschaft abgeschlossene Vertrag, mit dem die Förderung für das gegenständliche Vorhaben vereinbart wird.
(4) Förderungsansuchen ist das beim Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung vom Projektträger für die gesamte Projektpartnerschaft eingereichte Ansuchen auf Förderung des gegenständlichen Vorhabens.
Artikel 2 – Präambel
(1) Der Projektträger hat gemeinsam mit den anderen Projektpartnern ein Umsetzungskonzept für die Bereitstellung eines entgeltfreien Vorbereitungsangebots auf die Berufsreifeprüfung erarbeitet und ein Förderungsansuchen im Rahmen des Förderprogramms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“ eingereicht.
(2) Kurzbeschreibung des Umsetzungskonzepts lauf Förderungsansuchen: …...
(3) Aufgrund der Vorgaben des Bundesministeriums für Frauen, Wissenschaft und Forschung ist die Unterfertigung einer Partnerschaftsvereinbarung Voraussetzung für den Abschluss des Förderungsvertrags.
Artikel 3 – Gegenstand der Partnerschaftsvereinbarung
Die vorliegende Partnerschaftsvereinbarung enthält Vereinbarungen bezüglich der Zusammenarbeit aller Projektpartner zum Zweck der gemeinsamen Umsetzung des Programms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“ gemäß der Projektbeschreibung im Förderungsansuchen, dem Fördervertrag sowie unter Einhaltung der  Bestimmungen der Sonderrichtlinie für das Förderprogramm „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“ sowie sonstiger Vorgaben im Zusammenhang mit dem Aufruf zur Einreichung von Förderungsansuchen vom ….
Artikel 4 – Laufzeit der Vereinbarung
Die vorliegende Partnerschaftsvereinbarung tritt mit der Unterzeichnung durch alle Projektpartner in Kraft und bleibt so lange in Kraft, bis alle aus dem Förderungsvertrag resultierenden Pflichten vollständig erfüllt wurden.
Artikel 5 – Ansprechpartner/innen
(1) Die Projektpartner geben im Anhang ./A ihre Ansprechpartner/innen sowie deren Funktion und Verantwortungsbereiche im Rahmen der Umsetzung des Programms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“ bekannt. Änderungen der Ansprechpartner/innen sind allen Projektpartnern und dem Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung rechtzeitig bekanntzugeben.
(2) Zusätzlich geben die Projektpartner einander zu Beginn der Arbeiten jene Personen und deren genaue Verantwortungsbereiche bekannt, die in der Koordination der Umsetzung des Programms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“ mitarbeiten werden. Über einen späteren Wechsel dieser Personen sind die anderen Projektpartner rechtzeitig zu informieren.
Artikel 6 – Wechselseitige Rechte und Pflichten der Projektpartner
(1) Alle Projektpartner erklären ausdrücklich, dass sie sämtlichen Verpflichtungen aus dem mit dem Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung abgeschlossenen Förderungsvertrag nachkommen. Dies dokumentieren sie durch die Unterfertigung sowohl des Förderungsantrags als auch des Förderungsvertrages. Insbesondere sind alle dem einzelnen Projektpartner zugewiesenen Leistungen und Pflichten von diesem zu erbringen. In der Anlage ./B sind die von den einzelnen Projektpartnern zu erbringenden Leistungen konkret dargestellt.
(2) Die Projektpartner verpflichten sich wechselseitig, das Programm „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“ entsprechend den Bestimmungen des Förderungsvertrags umzusetzen und den Projektträger unmittelbar über jeden Umstand in Kenntnis zu setzen, der die antragsgemäße Durchführung beeinträchtigen könnte.
(3) Die Projektpartner tauschen in regelmäßigen Abständen sämtliche Informationen wechselseitig aus, die im Rahmen der Umsetzung des Programms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“ für die Koordinierung und das Monitoring der Projektdurchführung notwendig sind, und sie arbeiten in abgestimmter Art und Weise zusammen.
(4) Jeder Projektpartner ist selbst dafür verantwortlich, die im Rahmen des Verwendungsnachweises geforderten Daten betreffend der gem. Anlage ./B durch ihn erbrachten Leistungen fristgerecht in der Abwicklungs- und Monitoringdatenbank des Bundesministeriums für Frauen, Wissenschaft und Forschung zu erfassen.
(5) Die Vergabe von Subaufträgen darf nur im Rahmen der im Förderungsvertrag festgelegten Bestimmungen erfolgen. Soweit ein Projektpartner einen Subauftrag erteilt, bedarf es hinsichtlich des Subauftragnehmers der vorherigen Zustimmung aller anderen Projektpartner, die ihre Zustimmung jedoch nur aus wichtigen, in der Person des Subauftragnehmers liegenden Gründen verweigern dürfen. In allen Sub(werk)verträgen ist ein Eintrittsrecht für die übrigen Projektpartner für den Fall des Austritts oder des Ausschlusses des den Sub(werk)vertrag schließenden Projektpartners vorzusehen.
Artikel 7 – Projektgremium
(1) Die Projektpartner bilden ein Projektgremium zur gemeinsamen Entscheidungsfindung insbesondere hinsichtlich der abgestimmten Angebotsplanung. Das Projektgremium setzt sich aus den Projektpartnern und dem Projektträger zusammen und trifft sich in regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch einmal jährlich. Bei der Nominierung von Vertreterinnen und Vertretern in das Projektgremium ist auf ein möglichst ausgewogenes Verhältnis von Männern und Frauen zu achten. In das Projektgremium können nach einvernehmlicher Entscheidung der Projektpartner auch Vertreterinnen und Vertreter von nicht an der Projektpartnerschaft beteiligten Institutionen nominiert werden. Diese Vertreterinnen und Vertreter üben eine beratende Funktion aus.
(2) Die Einberufung und Leitung des Gremiums obliegt dem Projektträger.
(3) Die Einladung zur und die Tagesordnung für die Sitzung ist den Projektpartnern mindestens sieben Werktage vor Stattfinden der Sitzung zuzustellen.
(4) Die Sitzungen sind vom Projektträger zu protokollieren. Die Protokolle sind allen Projektpartnern umgehend zu übermitteln. Die Annahme der Protokolle hat innerhalb einer durch den Projektträger gesetzten Frist zu erfolgen.
(5) Das Gremium ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Projektpartner anwesend sind. Beschlüsse werden mittels einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Jedem Projektpartner kommt eine Stimme zu. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Projektträgers. Alle beschlussbedürftigen Punkte müssen auf der Tagesordnung verzeichnet sein, außer es nehmen alle Projektpartner an der betreffenden Gremiumssitzung teil.
(6) Beschlüsse können auch im Wege eines Umlaufbeschlusses per E-Mail, Fax oder Telekonferenz erfolgen, sofern alle Projektpartner den Beschlussvorschlag erhalten haben.
(7) Jede durch einen Projektpartner in das Projektgremium nominierte Person kann eine Vertretung benennen und dieser ihr Stimmrecht übertragen. Der Wechsel einer zur Vertretung befugten Person muss den übrigen Projektpartnern zur Kenntnis gebracht werden.
(8) Dem Projektgremium obliegen folgende Aufgaben:
a. Dem Projektgremium obliegt die bedarfskonforme Angebotsplanung von Vorbereitungslehrgängen sowie Beratungs- und Coachingleistungen im Rahmen des Programms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“. Dabei sind die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu berücksichtigen.
b. Dem Projektgremium obliegt die Überprüfung der ordnungsgemäßen Weiterleitung der Förderungsmittel vom Projektträger an die einzelnen Projektpartner.
c. Dem Projektgremium obliegt die laufende Qualitätssicherung, insbesondere das Monitoring der Erfolgsquoten sowie die Abstimmung und Koordinierung erforderlicher qualitätssichernder Maßnahmen zur Verbesserung der Erfolgsquoten.
d. Dem Projektgremium obliegt der Beschluss über den Ausschluss oder Eintritt eines Projektpartners bzw. Projektträgers. Der betroffene Projektpartner bzw. Projektträger ist im Falle eines Ausschlusses nicht stimmberechtigt.
Artikel 8 – Rechte und Pflichten des Projektträgers
(1) Der Projektträger nimmt folgende Funktionen wahr:
a. Koordination der Kommunikation zwischen den Projektpartnern und Sicherstellung eines professionellen Projektmanagements
b. Verfassen und Versand von Protokollen der Sitzungen des Projektgremiums
c. Koordination und Verteilung aller projektrelevanten Unterlagen und Informationen innerhalb der Projektpartnerschaft
d. Weiterleitung der Fördermittel an die einzelnen Projektpartner gem. der durch das Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung übermittelten Aufstellung
e. Vertretung der Projektpartnerschaft gegenüber dem Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung, insbesondere im Rahmen der Teilnahme an regelmäßigen Dienstbesprechungen zur Umsetzung des Programms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“
f. Koordinierung einer angemessenen Informations- und Öffentlichkeitsarbeit durch die einzelnen Projektpartner
Artikel 9 – Finanzmanagement
(1) Die Ermittlung der Förderungshöhe erfolgt durch das Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung nach Überprüfung der durch die Projektpartner übermittelten Daten der Verwendungsnachweise.
(2) Die gesamte Fördersumme wird ausschließlich an den Projektträger auf ein eigens dafür eingerichtetes Konto ausbezahlt. Mit der Verständigung über die Auszahlung erhält der Projektträger eine Aufgliederung der förderbaren Kosten nach den Leistungen der einzelnen Projektpartner.
(3) Der Projektträger ist verpflichtet, die erhaltene Fördersumme umgehend gem. der durch den Förderungsgeber übermittelten Aufgliederung der ausbezahlten Fördersumme sowie unter Berücksichtigung allfälliger weiterer Vereinbarungen zwischen den Projektpartnern[footnoteRef:1] an die jeweiligen Projektpartner zu überweisen. Allfällige Überweisungsspesen gehen zu Lasten des jeweiligen Projektpartners. [1:  zB können die Projektpartner vereinbaren, dass ein Teil des Pauschalzuschusses für Beratungs- und Koordinierungsleistungen beim Projektträger verbleibt – entsprechende Vereinbarungen können durch ergänzende Absätze spezifiziert werden.] 

(4) Ist der Projektträger mit der Weiterüberweisung mehr als fünf Werktage ab Erhalt der Aufgliederung der förderbaren Kosten in Verzug, sind die Projektpartner berechtigt, Verzugszinsen in Höhe von x,xx% zu fordern.
(5) Die Projektpartner tragen nicht förderbare Kosten, die ihnen aus der Umsetzung des Programms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“ entstehen, selbst.
(6) Investitionen zu Zwecken der Projektabwicklung können von einem oder mehreren Projektpartner(n) getätigt werden. Werden Investitionen größeren Umfangs zu Projektzwecken getätigt, so ist dies in einer Investitionsliste zu vermerken.
(7) Das Eigentum an getätigten Investitionen kommt jenem Projektpartner zu, der die Investition getätigt hat. Erfolgt die Anschaffung auf Kosten mehrerer Projektpartner so steht jedem Projektpartner das Miteigentum in Höhe seines Investitionsanteils zu.
Artikel 10 – Berichtspflichten
(1) Jeder Projektpartner ist für die Erfüllung der in den Ausschreibungsunterlagen sowie im Förderungsvertrag festgelegten Berichts-, Auskunfts- und Einsichtspflichten hinsichtlich der durch ihn erbrachten geförderten Leistungen verantwortlich. Der Projektträger hat etwaige Prüfungen durch Koordinationstätigkeiten zu unterstützen.
(2) Soweit ein Projektpartner die in den Ausschreibungsunterlagen bzw. im Förderungsvertrag festgelegten Berichts-, Auskunfts- und Einsichtspflichten nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß erfüllt, hat er die anderen Projektpartner für allfällige daraus resultierende  Nachteile schad- und klaglos zu halten.
Artikel 11 – Ausschluss von bestehenden und Eintritt neuer Projektpartner bzw. des Projektträger, Insolvenz und Liquidation
(1) Die Projektpartner können einvernehmlich den sofortigen Ausschluss eines Projektpartners beschließen. Das Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung ist darüber umgehend zu informieren. Folgende Ausschlussgründe können unter Einhaltung einer 30-tägigen Frist vorliegen:
a. Der Projektpartner/Projektträger hat mehrmals oder schwerwiegend gegen Bestimmungen dieser Partnerschaftsvereinbarung verstoßen und trotz Mahnung und angemessener Nachfristsetzung keinen vertragskonformen Zustand hergestellt.
b. Der Projektpartner/Projektträger erbringt trotz Mahnung und angemessener Nachfristsetzung seine Leistungen nicht bzw. nicht fristgerecht.
c. Der Projektpartner/Projektträger hat eine Handlung gesetzt, welche zu einer Aussetzung, Einstellung oder Rückforderung der Förderung führt.
d. Über das Vermögen eines Projektpartners bzw. des Projektträgers wird das Konkursverfahren eröffnet bzw. der Konkurs mangels Masse abgelehnt.
(2) Der ausgeschlossene Projektpartner/Projektträger hat den im Förderungsvertrag festgelegten Berichts-, Auskunfts- und Einsichtspflichten im Zusammenhang mit der durch ihn erbrachten Leistung trotz Ausschlusses weiter nachzukommen. Insbesondere sind gem. § 8 Abs. 1 Z 4 des Förderungsvertrags alle Bücher und Belege sowie sonstige in § 8 Abs. 1 Z 3 genannten Unterlagen zehn Jahre ab dem Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten Förderung sicher und geordnet aufzubewahren und gegebenenfalls Organen oder Beauftragten des Bundes und der EU Einsicht in diese zu gewähren.
(3) Der ausgeschlossene Projektpartner/Projektträger trägt jene Mehrkosten, die den übrigen Projektpartnern aufgrund des Ausschlusses entstanden sind.
(4) Sonstige wechselseitige Ansprüche aus der gegenständlichen Partnerschaftsvereinbarung (Geheimhaltung, etc.) bleiben auch im Falle des Ausschlusses bestehen.
(5) Bei Ausschluss eines Projektpartners bzw. des Projektträgers behält die abgeschlossene Partnerschaftsvereinbarung mit den anderen Projektpartnern ihre Gültigkeit.
(6) Nach Ausschluss eines Projektpartners erarbeiten die übrigen Projektpartner eine schnelle, effiziente Lösung, um die weitere Umsetzung des Programms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“ zu gewährleisten und Verzögerungen zu vermeiden. Die verbleibenden Projektpartner decken den Beitrag des ausgeschlossenen Projektpartners, indem sie entweder dessen Aufgaben übernehmen oder einen oder mehrere neue Projektpartner aufnehmen.
(7) Kann durch den Ausschluss eines Projektpartners die Umsetzung des Programms „Berufsmatura: Lehre mit Reifprüfung“ nicht mehr sichergestellt werden, ist dieser Umstand dem Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung ohne Verzug zu melden.
(8) Nach Ausschluss des Projektträgers sind die übrigen Projektpartner verpflichtet, dem Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung umgehend einen neuen Projektträger vorzuschlagen. Der vorgeschlagene Projektträger muss sich bereit erklären, in die Partnerschaftsvereinbarung einzutreten und hat alle vom Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung geforderten Unterlagen vorzulegen. Erst nach Zustimmung des Bundesministeriums für Frauen, Wissenschaft und Forschung wird der Eintritt eines neuen Projektträgers wirksam.
(9) Alle Änderungen in Bezug auf die Projektpartnerschaft bedürfen einer einvernehmlichen Änderung des Förderungsvertrags.
Artikel 12 – Wechselseitige Haftung und Gewährleistung
(1) Der Projektträger haftet nicht für Schäden, die aus einer budgetbedingten, verzögerten Auszahlung der öffentlichen Förderungsmittel von Seiten des Bundesministeriums für Frauen, Wissenschaft und Forschung an den Projektträger entstehen.
(2) Die Projektpartner gewährleisten und haften einander nicht für die Vollständigkeit und Richtigkeit der übergebenen Informationen. Ausgenommen sind Fälle des Vorsatzes oder grober Fahrlässigkeit. Jeder Projektpartner wird ihm gemeldete Mängel innerhalb einer angemessenen Frist beheben.
(3) Die Projektpartner haften einander für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und Auflagen.
(4) Sie haften einander weiters für die Einhaltung der Bestimmungen des Förderungsvertrages und aller sonstigen vertraglichen Bestimmungen. Im Falle des Leistungsverzuges ist der jeweilige Projektpartner durch den Projektträger schriftlich zu verwarnen und eine angemessene Nachfrist zu setzen. Ist die Nachfrist verstrichen, trägt der im Verzug befindliche Projektpartner die Kosten der Ersatzvornahme durch einen anderen Projektpartner oder einen Dritten, sofern eine Ersatzvornahme möglich und vom Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung befürwortet wird.
(5) Entsprechend den Vorgaben des Bundesministeriums für Frauen, Wissenschaft und Forschung haften alle Projektpartner gegenüber dem Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung für die Rückzahlung der Förderung im Falle des Eintrittes eines Rückzahlungsgrundes gem. dem Förderungsvertrag solidarisch (§ 891 ABGB), dies kann mit der Höhe ihrer Förderung begrenzt werden. Verletzt ein Projektpartner die Förderungsbedingungen oder den Förderungsvertrag und führt dies zu Kürzungen, Einstellung, zur Rückzahlung oder zur Aussetzung der Förderung, hat er die anderen Projektpartner für alle daraus resultierenden Nachteile unabhängig vom Grund des Verschuldens vollkommen schad- und klaglos zu halten.
Artikel 13 – Vertraulichkeit
Die Projektpartner erkennen an, dass sämtliche Informationen, die sie im Zusammenhang mit der Umsetzung des Programms „Berufsmatura: Lehre mit Reifeprüfung“ oder im Rahmen ihrer Korrespondenz mit dem Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung erhalten, vertraulich sind, sofern seitens der Projektpartner oder dem Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung ausdrücklich darauf hingewiesen wird.
Artikel 14 – Vertragsbeendigung
(1) Eine ordentliche Vertragsbeendigung wird mit Abschluss des geförderten Vorhabens erreicht.
(2) Die gegenständliche Partnerschaftsvereinbarung tritt rückwirkend außer Kraft, sofern der Förderungsgeber keine positive Förderungsentscheidung trifft bzw. ein Förderungsvertrag nicht zu Stande kommt.
(3) Die gegenständliche Partnerschaftsvereinbarung endet vorzeitig, wenn das Projektgremium einstimmig den Abbruch der Durchführung des gegenständlichen Vorhabens beschließt und das Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung dem zustimmt.
(4) Während der Laufzeit dieser Partnerschaftsvereinbarung ist ein Austritt durch einen Projektpartner ausgeschlossen, sofern nicht alle anderen Projektpartner zustimmen und das Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung umgehend informiert wurde. Austritte aus wichtigen Gründen bleiben hiervon unberührt und sind sofort möglich. Als wichtiger Grund gilt insbesondere die Eröffnung des Konkurses über das Vermögen des austretenden Projektpartners oder die Unmöglichkeit der weiteren Leistungserbringung durch einen Projektpartner.
(5) Im Falle des Austritts eines Projektpartners bzw. des Projektträgers sind die Bestimmung betreffend Ausschluss eines Projektpartners bzw. des Projektträgers (Artikel 11) sinngemäß anzuwenden.
Artikel 15 – Vertragsbestandteile
(1) Folgende Dokumente bilden integrierende Bestandteile dieser Partnerschaftsvereinbarung. Die Inhalte sind für alle Projektpartner verbindlich:
· Förderungsansuchen vom xx.xx.xxxx
· Der vom Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung ausgefertigte Förderungsvertrag inklusive aller integrierender Bestandteile samt Kosten-, Leistungs- und Finanzierungsplan, insbesondere die darin angeführten Auflagen und Bedingungen sowie Berichtspflichten
· Ausschreibungsunterlagen: xxxx
(2) Soweit Bestimmungen dieser Partnerschaftsvereinbarung im Widerspruch zum Förderungsvertrag (bzw. Förderungsangebot) stehen, gelten die Bestimmungen des Förderungsvertrags.
Artikel 16 – Gerichtsstand
Ausschließlicher Gerichtsstand für Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung ist das sachlich und örtlich zuständige Gericht in xxx
Alternativ: Alle sich aus der vorliegenden Vereinbarung ergebenden Streitigkeiten werden vom ständigen Schiedsgericht der Wirtschaftskammer Wien, bzw. vom Schiedsgericht Innsbruck, Linz bzw. Graz, nach der für dasselbe geltenden Schiedsgerichtsordnung von einem/einer Einzelschiedsrichter/in/Schiedsrichtersenat endgültig entschieden.
Artikel 17 – Anwendbares Recht
Auf sämtliche rechtliche Angelegenheiten im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung finden die in Österreich geltenden Gesetze Anwendung.
Artikel 18 – Schlussbestimmungen
(1) Änderungen und Ergänzungen zur vorliegenden Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Alle Änderungen sind dem Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung zur Kenntnis zu bringen.
(2) Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, bleibt die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. Für diesen Fall vereinbaren die Projektpartner, die unwirksame(n) Bestimmung(en) durch (eine) Bestimmung(en) zu ersetzen, die dem Zweck dieser Vereinbarung am Nächsten kommt bzw. kommen und in ihrer wirtschaftlichen Auswirkung am besten der/den unwirksamen Bestimmung/en entspricht.
(3) [bookmark: _GoBack]Diese Vereinbarung enthält alle zwischen den Projektpartnern getroffenen Vereinbarungen. Nebenabreden bestehen nicht.
Artikel 19 – Ausfertigungen und Unterschriften
Diese Projektpartnerschaftsvereinbarung wird in XXX Originalen ausgefertigt, wobei jeder Projektpartner eine Ausfertigung erhält.
Anlagen:
Anhang ./A:	Liste der Ansprechpartner/innen pro Projektpartner
Anhang ./B:	Von den Projektpartnern zu erbringende Leistungspakete
Anhang ./C:	Liste der Projektpartner
Für den Projektträger XXXX


	Ort, am							Unterschrift		


Für den Projektpartner XXXX


	Ort, am							Unterschrift		



					
